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5 4 . Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Gewinnes aus gärtnerischen
Betrieben

5 5 . Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Gewinnes bei nichtbuchfüh-
renden Gewerbetreibenden

56 . Verordnung: Bezeichnung von begünstigten Ländern nach dem Präferenzzollgesetz

54. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Dezember 1989 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Gewinnes aus gärtnerischen

Betrieben

Auf Grund des § 17 Abs. 1 bis 3 des Einkommen-
steuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:

§ 1. Der Gewinn nichtbuchführungspflichtiger
gärtnerischer Betriebe im Sinne des § 49 Bewer-
tungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 172/1971 und BGBl.
Nr. 320/1977, deren Inhaber über diese Betriebe
weder ordnungsmäßige Bücher noch Aufzeichnun-
gen führen, die eine Gewinnermittlung nach § 4 des
Einkommensteuergesetzes 1988 ermöglichen, ist
nach den folgenden Bestimmungen zu ermitteln.

§ 2. (1) Der Gewinn aus gärtnerischen Betrieben
ist durch Einnahmen-Ausgaben-Rechnung zu er-
mitteln. Die Betriebsausgaben sind mit einem
Durchschnittssatz von 70 vH der Betriebseinnah-
men (einschließlich Umsatzsteuer) anzusetzen.
Neben den mittels dieses Durchschnittssatzes
berechneten Betriebsausgaben sind noch folgende
Posten — ausgenommen Aufwendungen für be-
triebsfremde Zwecke (Entnahmen, § 4 Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes 1988) — als Betriebsaus-
gaben zu berücksichtigen:

1. Der Lohnaufwand (laut Lohnkonto, § 76 des
Einkommensteuergesetzes 1988) einschließ-
lich des Arbeitgeberanteiles zur gesetzlichen
Sozialversicherung, des Wohnbauförderungs-
beitrages des Dienstgebers, des Dienstgeber-
beitrages zum Ausgleichsfonds für Familien-
beihilfen und der Dienstgeberabgabe nach
dem Landesgesetz LGB1. für Wien Nr. 17/
1970,

2. der Wert der Ausgedingslasten (Geld- und
Sachleistungen). Die aus Sachleistungen beste-
henden Ausgedingslasten sind gemäß § 4
Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 1988
und gemäß § 15 Abs. 2 des Einkommensteuer-

gesetzes 1988 für jede Person mit 9000 S
jährlich anzusetzen. Werden die Sachleistun-
gen nachgewiesen oder glaubhaft gemacht,
dann sind sie in der nachgewiesenen (glaub-
haft gemachten) Höhe zu berücksichtigen,

3. nicht unter Z 1 fallende Sozialversicherungs-
beiträge und Beiträge zum Ausgleichsfonds für
Familienbeihilfen,

4. bezahlte Pachtzinsen und Schuldzinsen.

(2) Der Abzug der gemäß Abs. 1 ermittelten
Betriebsausgaben darf nur bis zur Höhe der
Betriebseinnahmen erfolgen. Weist der Steuer-
pflichtige die gesamten Betriebsausgaben aus dem
gärtnerischen Betrieb nach, dann sind die Betriebs-
ausgaben in nachgewiesener Höhe abzusetzen.

§ 3. (1) Abweichend von den Bestimmungen des
§ 2 sind für die Ermittlung des Gewinnes aus
gärtnerischen Betrieben flächenabhängige Durch-
schnittssätze anzuwenden. Voraussetzung dafür ist,
daß der ausschließliche Betriebsgegenstand in der
Lieferung eigener gärtnerischer Erzeugnisse an
Wiederverkäufer besteht. Diese Voraussetzung ist
auch erfüllt, wenn die Einnahmen aus anderen
Lieferungen — ausgenommen aus Anlagenverkäu-
fen — und aus Leistungen nachhaltig insgesamt
nicht mehr als 20000 S jährlich betragen. Als
Wiederverkäufer gelten Betriebe, die gewerbsmäßig
die ihnen gelieferten Erzeugnisse entweder unver-
ändert oder nach Bearbeitung oder Verarbeitung
weiterveräußern. Die Durchschnittssätze betragen:

1. Für den Anbau von Gemüse

je m2 der Schilling

a) Freilandfläche
aa) einkulturig 4
bb) mehrkulturig 7

b) überdachten Kulturflächen
aa) bei Plastikfolientunnel

bis 3,5 m Basisbreite 7
über 3,5 m Basisbreite 14

bb) bei Niederglas (Mistbeete,
Erdhäuser) 14

4 46
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je m2 der Schilling

cc) bei nicht stabilen Gewächshäu-
sern
nicht heizbar 16
heizbar 20

dd) bei stabilen Gewächshäusern
nicht heizbar 18
heizbar 22

2. für den Anbau von Blumen und Stauden

je m2 der Schilling

a) Freilandfläche
aa) einkulturig 5
bb) mehrkulturig 8

b) überdachten Kulturflächen
aa) bei Plastikfolientunnel

bis 3,5 m Basisbreite 8
über 3,5 m Basisbreite 18

bb) bei Niederglas (Mistbeete,
Erdhäuser) 18

cc) bei nicht stabilen Gewächshäu-
sern
nicht heizbar 20
heizbar 30

dd) bei stabilen Gewächshäusern
nicht heizbar 25
heizbar 45

3. für Baumschulen

je m2 der Schilling

a) Fläche zur Heranzucht von Obstge-
hölzen und Beerensträuchern 8

b) Fläche zur Heranzucht von Zierge-
hölzen 10

(2) Das Ausmaß der überdachten Kulturflächen
bestimmt sich nach dem Flächenausmaß, das die
Außenseiten der überdachten Flächen umschließen.
Bei Gewächshäusern sind daher die Außenseiten
dieser Gebäude maßgebend.

(3) Bei außergewöhnlichen Ernteschäden wie
zum Beispiel durch Hochwasser, Hagelschlag,
Wind oder Schnee sind die sich auf Grund der
Durchschnittssätze gemäß Abs. 1 ergebenden Ge-
winnbeträge entsprechend dem eingetretenen Scha-
den zu vermindern.

(4) Die sich nach den Bestimmungen der Abs. 1
bis 3 ergebende Gewinnsumme ist um die
vereinnahmten Pachtzinse zu erhöhen und um die
Posten im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 bis 4 zu
vermindern. Die gewinnmindernden Beträge dürfen
nicht zu einem Verlust führen.

§ 4. Die Verordnung ist bei der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1989 anzuwenden.

Lacina

55. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Dezember 1989 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Gewinnes bei nichtbuchführen-

den Gewerbetreibenden

Auf Grund des § 17 des Einkommensteuergeset-
zes 1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:

§ 1. (1) Die folgenden Durchschnittssätze für die
Ermittlung der nicht von § 2 umfaßten Betriebsaus-
gaben sind bei Gewerbetreibenden der angeführten
Gewerbezweige, denen gemäß § 17 des Umsatz-
steuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, die Berechnung
der Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgelten
gestattet ist, und die weder ordnungsgemäße Bücher
noch Aufzeichnungen führen, die eine Gewinner-
mittlung ermöglichen, anzuwenden, wenn sie das
Wareneingangsbuch (§ 127 der Bundesabgabenord-
nung, BGBl. Nr. 194/1961) und die gemäß §2
erforderlichen Aufzeichnungen ordnungsmäßig
führen.

Gewerbezweig
Durch-
schnitts-

satz

1. Bandagisten und Orthopädieme-
chaniker 9,5

2. Bäcker 11,5
3. Binder, Korb- und Möbelflechter . 8,8
4. Buchbinder, Kartonagewaren-,

Etui- und Kassettenerzeuger 8,7
5. Büromaschinenmechaniker 14,3
6. Bürsten- und Pinselmacher,

Kammacher und Haarschmuck-
erzeuger 10,2

7. Chemischputzer 17,2
8. Dachdecker 10,8
9. Damenkleidermacher 8,9

10. Drechsler und Holzbildhauer . . . . 11,1
11. Elektroinstallateure 8,5
12. Elektromechaniker 12,5
13. Erzeuger von Waren nach Ga-

blonzer Art 9,2
14. Fleischer 5,2
15. Fliesenleger 8,3
16. Fotografen 14,4
17. Friseure 9,2
18. Fußpfleger, Kosmetiker und Mas-

seure 14,3
19. Gärtner und Naturblumenbinder . 9,7
20. Gas- und Wasserleitungsinstalla-

teure 10,2
21. Gemüsekonservenerzeuger 13,3
22. Gerber 12,8
23. Glaser 17,7
24. Graphisches Gewerbe 11,0
25. Hafner, Keramiker und Töpfer . . . 12,2
26. Herrenkleidermacher 7,5
27. Hutmacher, Modisten und

Schirmmacher 7,1
28. Kunststoffverarbeiter 12,4
29. Kraftfahrzeugmechaniker 16,2



Durch-
schnitts-

satz

30. Kürschner, Handschuhmacher . . . 9,0
31. Lederwarenerzeuger, Taschner,

Kunstlederwarenerzeuger 10,6
32. Maler, Anstreicher und Lackierer . 11,9
33. Mieder- und Wäschewarenerzeu-

ger 8,3
34. Müller 10,1
35. Münzreinigungsbetriebe 20,7
36. Musikinstrumentenerzeuger 10,8
37. Nähmaschinen- und Fahrradme-

chaniker 9,1
38. Optiker 10,8
39. Orthopädieschuhmacher 9,7
40. Radiomechaniker 10,0
41. Schuhmacher 7,6
42. Sattler, Riemer 7,6
43. Schmiede, Schlosser und Landma-

schinenbauer 16,0
44. Spengler und Kupferschmiede. . . . 13,0
45. Steinmetzmeister 13,0
46. Sticker, Stricker, Wirker, Weber

und Seiler 14,1
47. Tapezierer 7,6
48. Tischler 10,4
49. Uhrmacher 12,0
50. Wagner und Karosseriebauer . . . . 8,8
51. Wäscher 16,7
52. Zimmermeister 10,7
53. Zuckerbäcker 8,0
54. Zahntechniker 11,0

(2) Bei Mischbetrieben (zB Elektroinstallateur,
Elektromechaniker) ist der Durchschnittssatz für
jenen Gewerbezweig heranzuziehen, dessen Anteil
am Umsatz überwiegt. Der Unternehmer ist bei
entsprechender Trennung der Umsätze berechtigt,
den für den einzelnen Gewerbezweig vorgesehenen
Durchschnittssatz in Anspruch zu nehmen. Wird
neben einem Gewerbe, das zu einem im Abs. 1
angeführten Gewerbezweig gehört, auch ein darin
nicht angeführtes Gewerbe ausgeübt, so ist der
Durchschnittssatz nur auf den Umsatz aus dem
angeführten Gewerbe anzuwenden.

(3) Die Durchschnittssätze sind in Hundertsätzen
der vereinnahmten Entgelte ausgedrückt.

(4) Die Führung von Aufzeichnungen im Sinne
des § 18 des Umsatzsteuergesetzes 1972 schließt die
Anwendung des Durchschnittssatzes nicht aus.

§ 2. Neben den mittels eines Durchschnittssatzes
(§ 1) berechneten Betriebsausgaben sind bei der
Gewinnermittlung noch nachstehende Posten —
ausgenommen Aufwendungen für betriebsfremde
Zwecke (Entnahmen, § 4 Abs. 1 Einkommensteuer-
gesetz 1988) — als Betriebsausgaben zu berücksich-
tigen:

1. Wareneingang an Rohstoffen, Halberzeug-
nissen, Hilfsstoffen und Zutaten (laut
Wareneingangsbuch),
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2. Lohnaufwand (laut Lohnkonto, § 76 Ein-
kommensteuergesetz 1988), Arbeitgeberan-
teil zur gesetzlichen Sozialversicherung,
Wohnbauförderungsbeitrag des Dienstge-
bers, Dienstgeberbeitrag zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfe,

3. Fremdlöhne, soweit diese in die gewerbliche
Leistung eingehen,

4. Absetzung für Abnutzung nach §§ 7 und 8
Einkommensteuergesetz 1988 (laut Anlage-
kartei), allenfalls der Restbuchwert (bei
Verkauf, Tausch oder Entnahme),

5. Anschaffungs- oder Herstellungskosten ge-
ringwertiger Wirtschaftsgüter (§ 13 Ein-
kommensteuergesetz 1988),

6. steuerfreier Betrag nach § 9 Abs. 3 Einkom-
mensteuergesetz 1988 (laut Verzeichnis),

7. Investitionsfreibetrag nach § 10 Einkom-
mensteuergesetz 1988 (laut Verzeichnis),

8. steuerfreier Betrag nach § 12 Abs. 7 und 8
Einkommensteuergesetz 1988 (laut Ver-
zeichnis),

9. steuerfreier Betrag nach § 14 Abs. 6 Ein-
kommensteuergesetz 1988 (laut Verzeich-
nis),

10. vorzeitige Abschreibung nach § 115 Abs. 1
Einkommensteuergesetz 1988 (laut Ver-
zeichnis),

11. Ausgaben für Miete oder Pacht, Energie,
Beheizung, Post und Telefon (laut Zah-
lungsbelegen),

12. abgeführte Umsatzsteuer — abzüglich Um-
satzsteuer vom Eigenverbrauch — und
Umsatzsteuer (Vorsteuer) für aktivierungs-
pflichtige Aufwendungen sowie Gewerbe-
steuer einschließlich Lohnsummensteuer,
Dienstgeberabgabe nach dem Landesgesetz
LGBl. für Wien Nr. 17/1970 (laut Zahlungs-
belegen),

13. Beiträge zur Pflichtversicherung in der
gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Pen-
sionsversicherung.

§ 3. Die Verordnung ist erstmalig bei der
Veranlagung für das Kalenderjahr 1989 anzuwen-
den.

Lacina

56. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 8. Jänner 1990 betreffend die
Bezeichnung von begünstigten Ländern nach

dem Präferenzzollgesetz

Auf Grund des § 3 Abs. 4 des Präferenzzollgeset-
zes, BGBl. Nr. 487/1981, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für auswärtige Angelegen-
heiten, dem Bundesminister für wirtschaftliche

Gewerbezweig
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Angelegenheiten und dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft verordnet:

1. Die Bezeichnung der in der Gruppe I der
Anlage C zum Präferenzzollgesetz angeführten
Volksrepublik Ungarn wird durch „Republik
Ungarn" ersetzt.

2. Die Bezeichnung der in der Gruppe II der
Anlage C zum Präferenzzollgesetz angeführten
Sozialistischen Republik der Birmanischen Union
wird durch „Union Myanmar" ersetzt.

Lacina


